
Muster 19: 
Antrag auf Ablehnung der Auslieferung

Oberlandesgericht
66119 Saarbrücken

– Az. … –

In der Auslieferungssache

betr. …

wegen …

beantrage ich,

1.
die Auslieferung in die Türkei für unzulässig zu erklären.

2.
den vorläufigen Auslieferungshaftbefehl vom (…) aufzuheben.

Gründe:
I.
1.
Den Auslieferungsunterlagen ist zu entnehmen, dass der Verfolgte wegen Erwerbs und Besitzes von 0,10 g Heroin zu einer Zuchthausstrafe von 3 Jahren und 6 Monaten verurteilt worden ist.

2.
Aufgrund dieser Verurteilung liegt ein Verstoß gegen den verfassungsrechtlichen Mindeststandard vor, so dass der Zulässigkeit der Auslieferung § 73 Abs. 1RG entgegensteht.

II.
Gem. § 73 Abs. 1RG ist die Leistung von Rechtshilfe unzulässig, wenn diese wesentlichen Grundsätzen der deutschen Rechtsordnung widersprechen würde.

Dies ist insbesondere der Fall, wenn dem Auslieferungsersuchen – wie hier – die Vollstreckung einer „unerträglich schweren Strafe“ zugrunde liegt.

Zwar ist es nach ständiger obergerichtlicher Rechtsprechung nicht ausreichend, wenn die verhängte Strafe als „in hohem Maße hart“ anzusehen ist, so dass bei schweren Betäubungsmitteldelikten selbst die Verhängung einer lebenslangen Freiheitsstrafe der Auslieferung nicht entgegensteht (vgl. BVerfG NJW 1994, 2884); vorliegend ist der Verfolgte indes nicht vorbestraft, so dass nach deutschem Recht eine Einstellung des Verfahrens gem. § 31a BtmG bzw. §§ 153, 153a StPO zu erwarten gewesen wäre.

Zutreffend heißt es insoweit in einer Entscheidung des OLG Stuttgart (NStZ-RR 2002, 180, 181):

„Der nicht vorbestrafte Verfolgte hat im Rahmen einer Konsumenteneigenschaft 0,05 g Heroin unbekannten Wirkstoffgehalts entgeltlich erworben und unentgeltlich zum Konsum abgegeben; anschließend hat er mit den Behörden kooperiert und durch einen Scheinkauf zur Überführung des Verkäufers beigetragen. Eine solche Tat liegt an der Untergrenze des noch Strafwürdigen bzw. -bedürftigen. Nach deutschem Recht wäre an ein Absehen von Strafe gem. § 31 Nr. 1 BtmG zu denken, des Weiteren – wegen der Nähe zu §§ 29 Abs. 5, 31a BtMG – an ein Absehen von einer Verfolgung gem. § 153 StPO. Eine Freiheitsstrafe von 3 Jahren und 4 Monaten wäre bei Anlegung deutscher Maßstäbe nicht bloß zu hart, sondern schlechterdings unangemessen.

Auch Rechtsordnungen, in denen Betäubungsmittelstraftaten streng verfolgt werden, sehen beim unerlaubten Umgang mit nur geringen Mengen von Betäubungsmitteln abgemilderte Strafdrohungen vor. Auch ist der Konsum von Betäubungsmitteln vielfach privilegiert. Weiter sehen auch und gerade repressive Rechtsordnungen sehr erhebliche Strafmilderungen bei Kooperation des Betäubungsmittelstraftäters mit den Behörden vor. Vorliegend kumulieren all diese international anerkannten Milderungsgründe. In Verbindung mit dem Umstand, dass der Verfolgte Ersttäter war, erscheint auch international gesehen alles andere als eine sehr milde Bestrafung unter keinem denkbaren Gesichtspunkt als angemessen. Dass die türkische Rechtsordnung in Fällen wie dem vorliegenden auch unter Ausschöpfung aller Milderungsmöglichkeiten zu einer Mindeststrafe von 3 Jahren und 4 Monaten Zuchthaus kommt, muss auch im internationalen Kontext als nicht mehr vertretbar gelten.“

In einer Entscheidung des OLG Zweibrücken (StV 1996, 105) heißt es weiter:

„Das sich so ergebene Verhältnis von Tat – Verkauf von 0,05 g Heroin/Kokain/Gemisch – und der drohenden Strafe von regelmäßig nicht unter 10 Jahren, günstigenfalls 5 bis 8 Jahre Zuchthaus, beurteilt der Senat als unerträglich hart i.S.d. Rspr. des BVerfG. Es ist zwar die besondere Gefährlichkeit von Btm allgemein und der hier gehandelten sog. „harten Drogen“ im besonderen zu berücksichtigen. Auch stellt der Verkauf schon einer kleinen Menge durchaus einen ernstzunehmenden Beitrag zu dem Gesamtkomplex des Drogenhandels dar und muss deshalb nicht notwendig als völlig geringfügig eine Strafverfolgung nicht rechtfertigende Tat angesehen werden. Es handelt sich allerdings hier mit 0,05 g um eine schon verschwindend geringe Menge um kaum mehr als Anhaftungen; selbst wenn diese Menge – was nicht der Fall ist – aus reinem Heroin bestehen würde, wäre dies die unterste Grenze der üblichen Konsumeinheit (…). Dem gegenüber stellt die hohe Straferwartung keine sachgerechte oder auch nur hinnehmbare Abstimmung von Tat- und Rechtsfolge dar; der Senat erachtet vielmehr ein grobes Missverhältnis für gegeben. Die begehrte Auslieferung kann deshalb nicht für zulässig erklärt werden.“

Vor diesem Hintergrund kann eine Auslieferung des Verfolgten zur Vollstreckung der verhängten Zuchthausstrafe nicht erfolgen.

Rechtsanwalt
(c) C.F. Müller, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
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